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* Veendigung
des Lisenbsbnerstreiks .

ES war klug von der Reichsregierung , daß sie
auch nach der Verordnung des Reichspräsidenten vorn
1. Februar die Gelegenheit zu Verhandlungen nicht außer
Acht gelassen hat . Natürlich konnten diese Verhandlun¬
gen nicht stattfinden zwischen der Reichsregierung und
der streikenden Neichsgewevkschaft deutscher Eisenbahn¬
beamter , sondern es konnten allein die Geloerkschaften
und der Allgemeine Deutsche Beamtenbund für derartige
Besprechungen in Frage kornmen . Allerdings hat die
Reichsgewerkschaft , deren Führung wohl einsichtig genug
war , die Unsicherheit der eigenen Position zu erkennen,
um Teilnahme an diesen Verhandlungen ersucht . Diesem
Ersuchen konnte aus Gründen der Staatsautorität nicht
entsprochen werden . Dafür haben dann die Gewerkschaf¬
ten und der Beamtenbund um so eifriger mit der Reichs¬
regierung verhandelt : sie sahen eben vom ersten Augen¬
blick an ein, daß dieser Streik ein Ungliick für unser Va¬
terland in außenpolitischer und innenpolitischer Hinsicht
War .

Erleichtert wurde ein günstiges Ergebnis dieser Ver¬
handlungen vor allem dadurch, daß einerseits die strei¬
kende Reichsgewerkschaft sehr bald merkte, wie ihr der
Boden unter den Füßen entglitt , und wie sehr sie sich
mit dem Streik bei allen übrigen Schichten der Bevölke¬
rung unbeliebt machte , und andererseits dadurch, daß die
Reichsregierung unter voller Wahrung ihrer Autorität
und ihres Rechtsstandpunktes taktisch so geschickt operierte ,
daß unnötige , Erregungsmomente ausge -
schaltet wurden .

Bei einigem gurat Willen hätte man auch ohne Streik
ourch Verhandlungen zum Ziele gelangen können . Es
wird noch untersucht werden müssen, welche unmittelbaren
Beweggründe denn eigentlich die Mehrheit des Vorstands
der Reichsgewerkschaft zum Streik getrieben haben. Mag
diese Untersuchung aber ausfallen , wie sie wolle, so wird
doch das Urteil bestehen bleiben , daß diese Beweggründe
sicherlich nicht stark genug gewesen sein können, um den
Ausbruch eines Streiks und fei es auch nur gefühls¬
mäßig , zu rechtfertigen. So furchtbar schlecht ist , wie aus
den neuesten Veröffentlichungen hervorgeht , die Lage der
Lokomotivführer nicht gewesen , daß man es> gefühls¬
mäßig hätte begreifen können, wenn sie in der Ver¬
zweiflung zu einem illegalen Mittel greifen .

Denn illegal ist das Vorgehen der Reichsgewerkschaft
unter allen Umständen gewesen . Und schon allein des¬
halb muß es verurteilt werden . Die Art und Weise, w i e
der Streik inszeniert und beschlossen wurde , entsprach
auch keineswegs den gewerkschaftlichen Bräuchen . Wirt¬
schaftspolitische und außenpolitische Rücksichten aber hät¬
ten selbst dann , wenn eine Zweidrittelmehrheit für den
Streik vorhanden gewesen wäre , dieser Mehrheit Beson¬
nenheit und Ruhe empfehlen müssen. In einer überaus' ritischen Zeit hat uns der Eisenbahnerstreik ganz er¬
heblich geschädigt , materiell und moralisch, nach
innen und nach außen . Und es wird der angestrengten
Arbeit der Reichsregierung und aller vernünftigen Ele¬
mente des Volkes bedürfen , um diese Schäden wieder
wett zu machen .

Die Reichsregierung darf für sich die Feststel¬
lung in Anspruch nehmen, daß sie des S t r e i k s H e r r
geworden ist . Gewiß werden solche Volksgenossen,die eine Differenz nur dann als wirklich beigelegt an-
sehen, wenn einer der beiden Streitenden tot auf dem
Platze bleibt , allerlei an der Einigungsformel auszufetzen
haben. Diese Volksgenossen können eben auch heute noch
nicht die Grundsätze der Gewaltpolitik verleugnen . So »wie die Tatsachen aber lagen , mußte versucht werden , den
Streik in friedlicher Weise beizulegen . Aber auchbei einer friedlichen Beilegung eines Streikes weiß der
Zuschauer und Beobachter instinktiv sehr genau zu ent¬
scheiden, welche Partei als Sieger hervorgegangen ist.
Und so ist es denn durchaus berechtigt, wenn erklärt wird ,
daß „ die Reichsregierung den gewaltsamen Versuch einer
neuen Erschütterung der staatlichen und wirtschaftlichen
Grundlagen der Republik unter voller Wahrungder staatlichen Autorittät erfolgreich ab -
gewehrt hat ." Dessen wollen wir uns freuen -- Die
Stellung der Reichsregierung war eben fest genug , utn
auch ernstlichen Schwierigkeiten mit der Aussicht auf Er¬
folg begegnen zu können.

Wenn jetzt in einzelnen Blättern die Dinge so darge¬stellt werden , als ob die Tatsache, daß die Frage der
Disziplinierung ausständischer Beamter nach den

vom Gesamtkabinett ausgestellten Richtlinien erfolgen
wird , eine Desavouierung des Reichsverkehrsministers
bedeute und seinen Rücktritt «ach sich ziehen müsse, so
ist dieser gänzlich falschen Auffastung mit Entschiedenheit
entgegenzutreten . Es ist doch ganz selbstverständlich, daß
in einer so wichtigen Frage Richtlinien vom Ge -
famtkabinett beschlossen werden müssen. Ebenso
selbstverständlich ist auch, daß die Durchführung
dieser Richtlinien dem zuständigen Mini -
st e r überlassen sein wird .

Was nun die streikende R ei chs gewerkschaft be¬
trifft , so wird sie kaum Anlaß haben, mit Befriedigung
auf ihre Mion zurückzublicken . Zunächst einmal kann
sich die Tatsache, daß von vornherein eine sehr starke Min¬
derheit der Reichsgewerkschaft den Streik mißbilligte , und
daß selbst nach Proklamierung des Streikes zahlreiche
Mitglieder der Reichsgewerkschaft weiterarbeiteten , nur
im Sinne eurer Schwächung ihrer Organisation nach
innen und nach außen bemerkbar machen . Die Mitglie¬
der der Reichsgewerkschaft werden wohl mit der Zeit in
ihrer großen Mehrheit einsehen , daß sie in unverantwort¬
licher Weise in diesen wilden Streik Hineingetrieben wor¬
den sind, und daß — so namentlich bei uns in B a d e n
— ganz offenkundig mit falschen Meldungen gearbeitet
worden ist, um dem Streik eine größere Ausdehnung zu
geben. LPwohl in Württemberg und in Bayern
überhaupt nicht gestreikt worden ist, haben sich die Loko¬
motivführer in Baden zu einem sehr großen Teil ledig¬
lich dadurch einfangen lasten, daß ihre Führer ihnen
vorredeten , in Württemberg werde be¬
reits gestreikt . Auch sonst werden die einzelnen
Mitglieder der Reichscunoerkschaft, wenn sie erst einmal
über alle Einzelheiten unterrichtet sind, an manchen Ent¬
schlüssen und Handlungen ihrer Führer Kritik üben , die
sie bisher gutgläubig als die einzig richtigen hingenom¬
men haben.

Bei der übrigen Bevölkerung hat sich die Reichsgewerk-
schaft deutscher Eisenbahnbeamter keinesfalls populär ge¬
rnacht . Und das beklagen wir um so mehr, als wir wissen,
wie schwer und verantwortungsvoll der Dienst der Eisen¬
bahner , in erster Linie aber der Lokomotivführer ist. Ge¬
rade wer , lote wir , Wert darauf legt, daß ein jeder Stand
von den übrigen Schichten des Volkes nach Maßgabe sei¬
ner Leistungen eingeschätzt wird , wird es bedauern , daß
die Eisenbahner sich den Unwillen der Bevölkerung zu¬
gezogen haben. Und wenn jemand geglaubt hat , daß die
Arbeiterschaft auf Seiten der Streikenden stehe, so
hat er sich gründlich geirrt . Die große Mehrheit der Ar¬
beiterschaft hat den Streik genau so gemißbilligt , wie die
übrigen Teile der Bevölkerung auch. Auch in beamten -
rechtliäiec Beziehung bedeutet der Streik gewiß keine För¬
derung der Beamteninteressen. Hören wir doch bereits ,
daß in Berlin von Arbeiterführern die Beseitigung aller
Beamtenprivilegien und die Anstellung der Beamten nach
freien Angestelltenverträgen gefordert wird .

Gewiß , wir brauchen alle diese Erscheinungen vielleicht
nicht zu tragisch zu nchmen. Der treuen und Pflicht -
b e w u ß^ e n Arbeit der Eisenbahner wird es sicher¬
lich gelingen, die eben geschilderten Folgen
des Streiks vergessen zu machen . Aber na-
türlich wird solches nur dann gelingen können, wenn die
Bevölkerung die Überzeugung bekommt, daß ein der¬
artiger Streik nicht alsbald wieder von
neuem angezettelt werden kann . Aufgabe
der Eisenbahner wird es sein , für eine Beruhigung irr
diesem Sinne zu sorgen. Tun sie das , so wird sich sehr
rasch wieder das alte , schöne Vertrauensver¬
hältnis hersteilen , das bisher zwischen der Be¬
völkerung und den Eisenbahnern bestanden hat , ein Vex -
trauensverhältnis , das seinen besonderen Charakter ge¬
rade dadurch erhielt , daß sich die Bevölkerung des Wertes
und der Bedeutung der Arbeit der Eisenbahner wohl be¬
wußt gewesen ist.

Beilegung des Lisenbabner¬
streiks .

Aus Berti « berichtet das WTB . unterm 7. Februar :
Der Eiseabahnerftreik ist beendet. Die Regierung hat diese«

gewaltsamen Versuch einer neuen Erschütterung der staatlichen
und wirtschaftlichen Grundlage « der Republik erfolgreich ab-
gewehrt unter »oller Wahr »», der staatliche« Autorität . Scho»
nach Stägiger Dauer ist der Streik erledigt, nicht zuletzt durch
da» ,Eingreifen des Reichskanzlers, der die Verhandlungen mit
Entschlossenheit und Stärke durchgefübrt hat . Die Besprechun¬

gen führte » heute abend 9 Uhr , u eine« p»'stti»en Ergebnis .
Sie bezogen sich zunächst nur noch auf die Frage der Dtsziplt»
nierung ausständischer Beamter . Nachdem die Beamtenvertre¬
ter erklärten , den alsbaldigen Abbruch des Streik» in » >,4s-chft
stellen zu können, wurden zwei Vertreter der RoichSgewerß .
schaft zu den letzten Aussprachen herbeigezogen und über fola
»ende Erklärungen Übereinstimmung erzielt :

Die Reichsgewerkschaft gibt die Bersichernng ab, daß sie «och
heute abend de» Streik der Reichsgewerkschaft als beendet er.
kläre» wird, nachdem der Herr Reichskanzler seinerseits au^ >
geführt hat, daß bei sofortigem Abbruch de» Streik» die Fra «,
der Diszipliniernng nach de« vom Gesamtkabiaett aufzustelle» .
dea Richtlinie » erfolge« wird. Die Reichsregierung wird deck
sofortigem Abbruch des Streiks in der Anwendung und Durch. ,
führung der Disziplinarmaßnahmen von Maffendisziplinierun«
«r» «ud Masseuontlaffunge« abfehr«. Den in Frage stehende,»Beamten wird das Beschwerderecht selbswerftändlich vollkommen
gewahrt . Damit ist der Streik der Eisenbahner beendet.Die Vertreter der Reichsgewerkschaft erklärten, «mH am,Abend an ihr Organisationen im Lande telegraphisch die Wei.
snngeu zum Abbruch de» Streik » ergehen laffen z« « olle«.»

Der Rekchspofwerwaltun, ist von einem Streik der Be««liuer Post , und Trlegraphenbeamten nichts bekannt.»
Bei der Eisenbahn,eneraldirettion Karlsruhe ist heute fräU8,10 Uhr folgendes Telegramm des Reichsverkehrsminiftee»

vom 8. Febr . 1922 eingetroffen :
-Die Reichsgewerkschaft hat am 7 . Februar gegenüber de»

Reichsregierung die Versicherung abgegeben , daß sie noch heut»Abend den Streik der Reichsgewerkschaft als beendet erkläre*wird . Der Herr Reichskanzler hat im Nmnen der ReichScegie «
rung seinerseits ausgeführt , daß bei sofortigem Abbruch dich
Disziplinerung nach den vom Gesamtkabinett aufgestellte«
Richtlinien erfolgen wird . Die Reichsregierung wird fernerbei sofortigem Abbruch des Streiks in der Anwendung und
Durchführung disziplinärer Maßnahmen von Maffendiszifttnar-verfahren und Maflenentlassungen absehen . Den in Frag «stehenden Beamten wird dar Beschwerderecht selbstverständlickivoll gewahrt .

Hierzu ergänze ich : Eingeleitcte Disziplinarverfahren sinhlnach den gesetzlichen Bestimmungen weiterzuführen. Da dichRichtlinien des Gesamtkabinetts über disziplinäre Maßnahme *gegen einzelne Beamte noch nicht endgültig aufgestellt stnd^ersuche ich, bis auf die hierüber ergehende Weisung von weite*ren Maßnahmen in dieser Richtung Abstand zu nehmen, ausagenommen wären nur besonders schwere Fälle von Sabotageoder gewaltsamen Eingriffen in Verwaltung , Betrieb und Ber«kehr oder von gewaltsamer oder durch Drohung erfolgter Veve
Hinderung pflichtgetreuer Beamter in der Erfüllung ihreyDienstpflichten . — Weitere Mitteilung erfolgt in besonderen«Erlaß . f

Der Reichsverkehrsminister:
(gez .) Gröner .

*

Wiederaufnahme des Verkehrs.Karlsruhe , 8 . Febr . Die Eisenbahn-Generaldirektion teil»mit :
Nachdem die Beilegung des Streiks beschlossen ist , wird der

Personen - und Güterzugsverkehr im Laufe des heutigen Ta -
geS, sobald die dazu erforderlichen Lokomotiven instandgesetztund die zur gesicherten Betriebsführung nötigen Vorkehrungengetroffen sind, wieder ausgenommen.

Außerdem ist beabsichtigt , den SchnellzugSbetrie «
auf den badischen Hauptbahnstrecken so rasch wie möglich in
beschränktem Umfang wieder aufzunehmen . Wegen der In -
gangsetzung der Durchgangsschnellzügewerden sofort Verhond.
lungen mit den beteiligten deutschen und außerdeutschen Ber «
Wallungen ausgenommen .

*
Ein I>Z =© ericf)t besagt : Die Lairdesstelle Baden der Reichs»gewerkschaft deutscher Eisenbahubeamter und Anwärter hakheute vormittag die Ortsgruppen alsbald vom Abbruch de «Streiks verständigt und Weisung erteilt , daß dir Arbeit mög¬

lichst sofort wieder aufgenommen werden soll.

Zur Aufklärung.
Es wird uns geschrieben :
Schon bei Ausbruch des Eisenbahnerstreiks in Baden hatte

es sich gezeigt, daß die Anstifter dieser Auüstandsbewegung
stellenweise mit Mitteln arbeiteten, die zummdestens als höchst
bedenklich und anfechtbar bezeichnet werden müssen . Als man
am Samstag befürchtete, daß in Karlsruhe kaum eine Mehre
heit für den Anschluß an den norddeutschen Streik zu gewin¬
nen sei , wurde in den Kreisen der Lokomottvführer das Gerücht
verbreitet , daß auch die württembergischenEisenbahner sich den



AuSstand angeschloffen hätten . Durch diese Falschmeldung lieg
sich dann ein weiterer Teil der Lickomotivfüchrer bewegen, eben¬
falls für den Streik zu stimmen, und so kam eine Mehrheit zu¬
sammen .

Mit den gleichen Mitteln suchte man in der Bevölkerung des
Landes, die in allen Schichten durch» den Streik auf das un¬
mittelbarste und schwerste betroffen wurde, Stimmung für die
Streikeuden zu machen und zugleich weitere Kreise der Arbeit¬
nehmerschaft zur Unterstützung des Ausstandes zu gewinnen .
So wurde versucht von Mannheim aus zwei Plakate „ Zur
Aufklärung " zu verbreiten , in denen durch unzutreffende An¬
gaben und falsche Berechnungen auf das unglaublichste mit der
Wahrheit umgesprungön wird.

In dem einen dieser Plakate werden einige Punkte aus
dem geplanten Arbeitsdien st gesetz , von dem wohl-
gemerkt erst ein Referentenentwurf vorliegt und das
erst noch im Reichskabinett und in den gesetzgebenden Körper¬
schaften durchberaten werden mutz , ein Punkt , die Frage der
Dienstschichten , herausgegriffen und in vollkommen irreführen¬
der Darstellung zu agitatorischen Zwecken ausgenützt . ES wird
da behauptet, das geplante Gesetz mute einem Beamten einen
Dienst von 15 Stunden zu und an diese Behauptung wurde
die aufhetzende Frage geknüpft „Wer will einem Lokomotiv¬
führer sein Leben anvertrauen , der mit hungrigem Magen
15 Stunden auf der Lokomotive aushalten soll ? "

Demgegenüber sei festgestellt , datz die Behauptung , daß bis
zu 15 Dienststunden im Sinne von Dienst - oder Arbeitszeit
gegangen werden dürfe , unrichtig ist. In dem Referentenent¬
wurf ist bei der Ausdehnung auf 15 Stunden nur von Dienst¬
schichten die Rede, wobei unter Dienstschicht der Zeitraum zwi¬
schen 2 Ruhezeiten , die mindestens 8 Stunden , beim Zugperso¬
nal 10 Stunden beträgt , verstanden ist . In der Dienstschicht
find auch Pausen und die Zeit der Dienstbereitschaft mitent¬
halten . Der Referentenentwurf sieht aber ausdrücklich vor,
datz die Dienstschicht innerhalb der Grenzen von 15 Stunden
dem Grad der dienstlichen Beanspruchung anzupaffen ist. Sie
ist also um so kürzer zu bemessen, je anstrengender der Dienst
ist und je weniger er durch ausgiebige Pausen bloher Dienst¬
bereitschaft unterbrochen wird . Dabei soll auch die zeitliche
Lage des Dienstes insbesondere die Häufigkeit und die . Art
des Nachtdienstes berücksichtigt werden.

Es sei noch einmal ausdrücklich hervorgehobcn : In dem
Referentenentwurf ist grundsätzlich am Achtstundentag fest-
gebalten und zwar der Art , datz die regelmätzige Arbeitszeit an
einem Arbeitstag iin Durchschnitt 8 Stunden und, wenn das
Arbeitsmatz nach Itägigem oder 30 tägigem Zeitraum bemessen
wird, den Durchschnitt von 48 oder 208 Stunden nicht über¬
schreiten darf .

In der gleichen entstellenden und irreführenden Weise wie
mit dem Referentenentwurf wird in den Plakaten auch mit den
Lesoldungsverhältniffen der Eisenbahnbeamten - und Anwärter
gearbeitet . Die hier von der Reichsgewerkschaft Deutscher
Eisenbahnbeamten veröffentlichten Angaben über die Bezüge
der Eisenbahnbeamten entsprechen nicht der Wirklichkeit . Es
wird da behauptet :

In den teuersten Orten erhält
ein Bahnwärter der Gruppe II pro Woche 280 M.
ein Schaffner der Gruppe III pro Woche 320 M.
ein Lokomotivheizer der Gruppe IV pro Woche 325 M.
ein Zugführer der Gruppe V 380 M.
ein Lokomotivführer der Gruppe VI 405 M.

Diesen hier wiedergegebenen Sätzen find aber zur Täu¬
schung der Bevölkerung anscheinend die Bezüge der niedersten
Orte zugrunde gelegt. Tatsächlich ergeben sich für die erwähn¬
ten Beamtengruppen der Ortsklaffe A für einen verheirateten
Beamten ohne Kinder nach Abzug der Stenern folgende Netto-
wochenbezüge :

Besol-
dungs -

Wochenbezüge für einen
verheirateten Beamten ohne

Beamtengattung
Kinder «ach Abzug der Steuer

im
gruppe Anfaugsgehalt Höchstgehalt

M M.

Bahnwärter . II 328 423
Oberbahnwärter . . . III 359 465

Schaffner . HI 359 465
Oberschaffner . . • . . IV 397 504

Lokomotivheizer(ungelernt )
Lokomotivoberheizer und

IV 397 504

Res -Lokomonvführer V 434 540

Zugführer . V 434 540

Lokomotivführer . . . . VI 455 592

Hierzu fei noch zunächst bemerkt, datz der weitaus grötzte Teil
der Lokomotivheizer in Gruppe V angestellt ist. Ferner treten
zu den hier wiedergegebenen Sätzen noch Kinderzuschläge von
44—69 M . für jedes Kind hinzu . Des weitern kommen hinzu
für die Beamtengruppen des Fahrpersonals die Aufwands¬
entschädigung deS Zugpersonals ; sie betragen zurzeit im Mo¬
nat durchschnittlich für einen Lokomotivführer 300 M ., für
einen Lokomotivheizer 230 M., für einen Zugführer 275 M .,
für einen Schaffner 260 M.

Schlietzlich darf auch nicht vergeffen werden, datz die betr.
Bamten die Vorzüge eines grötzeren Erholungsurlaubs , einer
unwiderruflichen Anstellung, Pensionsberechtigung und Hinter¬
bliebenenfürsorge , Weitergewährung des Gehaltes in Krank¬
heitsfällen , Zuschüffe für ärztliche Fürsorge , Wohlfahrtsem -
richtungen ( wie Freifahrtsbewilligung ) genietzen.

»
Kurz vor dem Abbruch des Streiks ginge» uns noch die

folgenden Ausführungen zu :
Lokomotivführer — Gewerkschaftstaktik.

In einer Kundgebung der Karlsruher Arbeiter - und An¬
gestelltenverbände zum Streik der Lokomotivführer wurde u . a.
gegen die Generaldirektion der Badischen Eisenbahnen der
bittere Vorwurf erhöben, diese trage die Schuld , datz Ar-

beiterHÜge nicht gefahren werde» . Hob« sie eS doch äbgelehnt',
die Lokomotivführer in Dienst zu Nehmen, welche bereit
waren , Arbeiterzüge zu führen .

Wer über die inneren Vorgänge bei dieser Streikbewegung
orientiert ist, der weitz, datz, rein ! formal gesehen, in der
Tat das Angebot der Lokomotivführer , das übrigens nur für
den Karlsruher Bezirk vorliegt , zurückgewiesen wurde .
■ Im Mannheimer Bezirk haben eS die streikenden Eisenbahn¬
beamten äbgelehnt, nutzer Milchzügen Industriearbeiter zu
fahren . Auf dem« Standpunkt völliger Verkehrsunterbin¬
dung stehen die streikenden Eisenbahner in Frankfurt
a . M . und diesen haben sich die in Mannheim stationierten
Beamten angeschloffen . Dieselben sind bereit , den Notstands¬
verkehr zu übernehmen , das aber nur unter der Voraus¬
setzung , wenn ihnen zugleich die Kontrolle über den Betrieb
und die Diensteiiucilung überlassen wird . Die Bahndeüwal -
tung soll also von ihrer Dienstleistung zugunsten der Strei¬
kenden zurückrreten.

Die in Karlsruhe stationierten Lokomotivführer haben den
Führern der Gewerkschaftsverbände bei den Verhandlungen
ihre Zustimmung zur Stellung von Lokomotivpersonal für die
Arbeiterzüge gegeben. Um die zuständigen Organe der Eisen¬
bahn — Betriebsleitungen und Zentralverwaltung — in ihrer
Dienstleistung nicht zu stören und um andererseits den Strei »
kenden die Möglichkeit des Vorwurfs zu nehmen , als ob die
sich zur Verfügung gestellten Lokomotivführer auch zu anderen
Diertstleistungen Verwendung fänden , sollten letztere zahlen-
mätzig nur soviel Leute stellen, als zur Führung der Arbeiter¬
züge notwendig find. Bei loyaler Wertung dieses Vorschlages
hätte sich auf dem Boden desselben führ wohl eine Verständi¬
gung erzielen lassen . Es sollte sich aber schnell Herausstellen,
datz es den streikenden Lokomotivführern in Karlsruhe mit
ihrem Vorschlag , Arbeiterzüge fahren zu wollen, nicht ernst
gewesen war . Nach den sonst bei diesem Streik gemachten Er¬
fahrungen mutzte jeder , der in diese Bewegung tiefer hinein¬
zusehen vermag, von vornherein annehmen , datz die Lokomotiv¬
führer mit ihrem scheinbaren Eingehen auf die Vorschläge der
Gewerkschaftsführer, Arbeiterzüge zu fahren , lediglich einen
taktischen Schachzug zu machen versuchten, um die General¬
direktion der Eisenbahnen vor den Augen der Arbeiterschaft
ins Unrecht zu versetzen . Die Generaldirektion parierte diesen
Zug , indem sie sich bereit erklärte , streikende Lokomotivführer
zum Fahre » von Arbeiterzügen in Dienst zu nehmen . Das
war für letztere fatal , denn wenn in Mannheim die Lokomotiv¬
führer sagen, der brutalste Kampf sei der humanste , weshalb
nicht einmal Milchzüge zu fahren seien, dann mutz man eben
in Karlsruhe nach Vorwänden suchen , um aus der durch die
Zumutung der Genevaldirektion zustande gekommenen Klemme
wieder heranSzukontmen. Man tat dies, indem man von der
Bahnverwaltung die sofortige Zurückziehung aller sich bisher
angebotenen freiwilligen Hilfskräfte forderte . Würde auf diese
Forderung eingegangen , dann käme zwar die Fahrt von Ar-
beiterzügen zustande, Lebensmittel - und Kohlenzüge aber blie¬
ben nunmehr liegen. Das wissen die streikenden Lokomotiv¬
führer auch sehr wohl, die Öffentlichkeit maq jedoch auch wissen ,
datz ein Teil derselben politisch derart unreif ist, datz er lieber
die Republik zum Teufel gehen lätzt, als von dem Standpunkt
des Machtdünkels herunterzugehen .

Genau , wie in diesem Falle , haben die Führer der streiken¬
den Lokomotivführer eine gebotene Möglichkeit , ohne großen
Schaden für die Gesamtbeamtenschaft, wenigstens in Baden,
den Weg zur Arbeit wieder zurückznftnden, in den Wind ge¬
schlagen . Sobald die gestellten Forderungen realisiert sind ,
werden neue, erhoben, einzig aus dem Grunde heraus , nicht
früher die Arbeit wieder aufnehmen zu muffen , wie das im
Reich geschieht . Wäre der Streik der Eisenbahner ein nach
gewerkschaftlichen Grundsätzen aufgezogener , dann liehe sich
wenigstens gegen die Auffassung nichts einwenden , datz man
stehen bleiben müsse , bis der Kampf auf der ganzen Linie zu
Ende kommen kann.

Mit einem solchen Streik hat man es aber hier nicht zu tun .
Die Reichsgewerkschaft für Baden erklärt immer wieder, nicht
im Streik zu stehen . Die ihr zngehörenden Lokomotivführer
aber denken und handeln anders . Die Reichsgewerkschaft
schweigt dazu. Ja , sie tut noch viel mehr ! Die Führer der¬
selben stellen sich, obwohl sie selbst nicht am Streik beteiligt
find, den Streikenden zur Arbeitsleistung zur Verfügung . In
welcher Arbeitergewerkschaft wäre so etwas möglich ? Hätten
die Lokomotivführer das für ihre Aufgabe erforderliche .Ver¬
antwortlichkeitsgefühl, dann würde die Reichsgewerkschaft
wahrscheinlich Herr der Situation werden . Oder anders ge¬
sprochen : Würden die Führer der Reichsgewerkschaft die ihnen
zustehende Autorität richtig ausnützen , dann hätte die Bewe¬
gung wohl schon längst Ziel und klare Richtung.

Den Arbeitergewerkschaften ist infolge dieses Erlebens drin¬
gend zu raten , sich endlich ein objektives Urteil über diese Be¬
wegung zu verschaffen und dann auch entsprechend zu handeln.
Denn letzten Endes gehen die hierbei gemachten Dummheiten
auf Kosten des Ansehens der Berufsverbände . Dieses Anse¬
hen wird auch nicht dadurch gehoben , datz noch mehr Arbeiter¬
gruppen des Eisenbahnbetriebs oder gar noch solche der In¬
dustriearbeiter mit dem Gedanken des Generalstreiks spielen.
Wer wird denn in den Städten durch die Eisenbahner bestreikt?
Die Arbeiter ! Lebensmittelnot und schärfste Teuerung wer¬
den sich bald als mahnende Zeichen auftun .

«
Zur Kritik über den Eisenbahnerstreik.

Bei dem Streik der Eisenbahner spielen sicherlich politische
Motive mit . Zu Beginn desselben bildeten rein wirtschaft¬
liche Fragen den Untergrund . Die Kommunisten hofften aus
demselben für ihre Umsturzbestrebungen neu« Kräfte ziehen
zu können. Mechtsorientierte und der Republik feindlich
gegenüberstehende bürgerliche Kreise ertragen die Folgen des
Streiks auch recht gerne, weil die Hoffnung in ihnen lebt,
dieser Streik könne dem Bestand der derzeitigen Staatsver¬
waltung noch recht gefährlich 'werden , zum mindesten reiche
er aus , die Regierung Wirth von der Bildfläche hinwegzu¬
fegen. Man höre nur auf der Straßenbahn , was da an
Gerüchten verbreitet wird und wie von feinen Herren den
Angestellten dieser Dahn immer wieder aufs neue empfohlen
wiä >, den Dienst zu berlaffen . Es gehe ja doch alles drunter
und drüber , und je eher, desto besser sei es, wenn das
Chaos eintrete .

Was war das gestern in Karlsruhe eine tolle Jagd nach
Wasser ! Alle Kochtöpfe und Badewannen sind bis an de»
Rand gefüllt . Es waren so viel Hähne auf , datz in den
Wafferleitungsrohren das Wasser in rgitzende Bewegung kam».
Der seit Jahr und Tag angesetzte Eisenrost und Wjasserschmutz
kam auf diese Weise zutage und die Badewannen wird man
halt wieder leer laufen lassen müssen. Was will man denn
auch tun mit dem rostigen Wasser ?

Noch unterhaltender gHt es an den Bier - und Weintischen
zu . Datz die Eisenbahner streiken, ist schon eine ekelhafte
Sache . Der Geschäftsmann leidet ; manch einer findet den
Weg zur Arbeit nicht . Kohlen und Rohstoffe für das Ge¬
werbe gehen zur Neige und über die hierdurch noch mehr
forcierte Teuerung gibt es sicherlich bei mancher Hausfrau
bittere Tränen . Mes das lietz« sich vermeiden , meint der
Bürger hinterm Weinglas , wenn die Regierungen stark sein
wollten und wenn diese den Mut hätten , mit den Eisen¬

bohnern nach Gebühr zu verfahren . Was da an Schimpf-
Worten gegen di« Männer der Regierung zusanimen .
gehäuft wird , lätzt sich in einer Kuhhaut nicht einpacken.

Alles vergessen und nichts gelernt , kann man hierzu nur
sagen ! Erscheint die Polizei auf der Bildfläche, dann ruft
jeder , was für eine Eselei, so die Eisenbahner zu provo¬
zieren . Wird die Polizei zurnckgehalten und Hitzköpfen freier
Laus gelassen zu Dummheiten aller Art , dann heitzts : Wo ist)'
sie , die Polizei und die Regierung ? Dem einen ist der
Streikerlatz des Reichspräsidemen Limonade , und dem an¬
dern Pulver für ein Feuerlein . Datz grosse Schichten deS
deutschen Volkes leider immer noch im Fieberzustand sich
befinden , das . wissen die Kritiker wohl nicht. Sie wissen
auch nicht, datz in der heutigen Welt und nach einen» so
fürchterlichen Kriege der Polizeiknüppel und das Schießgewehr
nur recht unzulängliche Mittel sind , um die Konsolidierung
des gesellschaftlichen Lebens eines Millionenvolkes zu fördern .

Während die Kommunisten mit allen Mitteln zur Diktatur
streben und die Monarchisten auf den Zusammenbruch der
Republik hoffen und ihm nachzuhelsen suchen , stehen die gro-
tzen Mittelschichten des Volkes in ernster Arbeit bei der Auf¬
richtung der Wirtschaft . Schlimmer aber als die Kommu-
nisten und die Monarchisten , sind in unserer Zeit di«
Schwätzer , die verständnislos den Geburtswehen einer
neuen Zeit gegenüberstehen.

*

Wie die Eisenbahndirektion Köln mitteilt , fuhr am Dienstag
nachmfitag ein von Reutz koininender Personenzug auf dem
Bahnhof aus noch nicht aufgeklärter Ursache über Haltesignal
und Drehscheibe hinaus in das EmpfangSgebäude . Infolge deS
Anpralls schoben sich zwei Wagen ineinander . 4 Personen
wurden tödlich , 5 schwer und 33 leicht verletzt. Tie Verunglück¬
ter: stammen aus dem Rheingebiet.

Ikommunalpolit . Rundschau .
Beamtenaus - und -sortbildung in Erfurt .

Von Dr . Herbst, Direktor des Statistischen und Nachrichten¬
amtes Erfurt .

Im Oktober 1920 richtete der Verein der mittleren Ma¬
gistratsbeamten in Erfurt dreizehn Bildungsvorträge ein übe «
folgende Themen : Finanzplan und Haushaltsplan der Ge¬
meinde — Die Aufgaben des Archivs in der städtischen Ver,
waltung — Das öffentliche Baurecht — Volkswirtschaftlich«
Gegenwartsfragen (I . Teil ) — Die Polizei , ihre geschichtlich«
Entwicklung und Organisationstätigkeit — Die Praxis dex
Berkehrsarbeit — Volkswirtschaftliche Gegenwartsfragen (II .
Teil ) — StÄtische Aufgaben über Kunst und Wissenschaft —
VolkswirtschaftlicheGegenwartsfragen (III . Teil ) — Entstehung
des Wasserwerks — Die Entwicklung der Finanzwirtschaft —
Schulreform — Deutschlands Kamps um seine Kultur . Es
beteiligten sich zwei Stadträte , ein Stadtbaurat , der Stadt¬
schulrat. der Direktor der Provinzial -Taubstummen - Anstalt , der
Verkehrsdtrektor und ein technischer Sekretär mft je einem , der
Archivdirektor mit zwei und der Direktor des Statistischen und
Nachrichtenamtes mit vier Vorträgen , die regelmäßig Donners¬
tags abends von 6 bis 8 Uhr zweimal im Monat in der Aula
einer Schule stattfinden , von durchschnittlich 200 Teilnehmern
besucht waren und bis Mitte März 1921 dauerten . Iin Som -
mer wurde von der Abhaltung solcher Vorträge abgesehe»», die
jedoch im Winter in erweiterter Form geplant waren . Einern
Bildungsausschutz, unter Vorsitz des Verfassers , wurden die
erforderlichen Arbeiten übertragen . Es konnte daraufhin für
die Zeit vom 5 . Dezember 1921 bis 15. März 1922 folgender
Plan aufgestellt werden :

A. Lehrgänge : 1 . Grundzüge der Kommunalpolitik . 2. .Po¬
lizeiwesen. 3 . Kommunale Finanzsragen . 4. Städtisches Steu -
erwcsen. 5 . Grundzüge des privaten Rechts. 6 . Volkswirt¬
schaftspolitik. 7. Gesundheitswesen und Gesundheitsämter .
8 . Anlagen und Gartenkulturen . 9 . Beamtenfragen und Be¬
amtenrecht . 10. Stadtgeschichte.

8 . Übungen. 1 . Finanz - und '
Kassentechnik . 2. Behandlung

ausgewählter Rechtsfälle. 3 . Wirtschaftskunde.
C. Einzelvorträge . 1 . Stadtentwicklung und Handhabung

der Stadterweiterungen . 2 . Die städtebauliche Stadkcntwick»
lung .

Der Stoff ist demnach gegliedert in drei Abteilungen mit
zehn geschlossenen Lehrgängen , die 30 Vortragsstunden uurfas-
sen , ohne die zu 8 und C aufgeführten . Die Anmeldungen
ergaben zu AI : 124, A2 : 108, A3 : 118, A 4 : 94 , AB : 119 ,
A6 : 88, A7 : 80, A8 : 86, A9 : 111, A10 : 122 ,
Bl : 53, 82 : 62 , 83 : 51 , CI : 31 , C2 : 34, insgesamt also
1281 Beamte .

Die Ausbildungs -Unterrichtskurse für Beamtenanwärter
dienen zur Vertiefung und Erweiterung der Kenntnisse sowie
zur Förderung und Ergänzung der in den Dienststellen er¬
folgenden Ausbildung der Supernumerare und der Beamten ,
welche die Prüfung zum Stadtobersekretär ablegen müssen.
Zur Teilnahme an den Kursen sind verpflichtet die Super¬
numerare vom Beginn des zweiten Ausbildungsjahres ab biE
zur erfolgreichen Ablegung der Prüfung , ferner die Beamten »
Militäranwärter insbesondere , sobald sie dem Magistrat di«
Erklärung abgegeben haben, daß sie die Prüfung zum Stadt¬
obersekretär ablegen wollen. Die Zulassung zur Ablegung
der Prüfung setzt eine regelmätzige und erfolgreiche Teilnahm «
an den Kursen voraus . Als Hörer können, wenn die Zahl dev
Pflichtteilnehmer eine Erweiterung des Teilnehmerkreises zu-
lätzt, auf Antrag auch andere Beamte vom Beamten -Ausbrl-
dungSauSschutz zugelaffen werden. Die Durchführung der Un¬
terrichtskurse liegt in den Händen des Beamten -Ausbildungs -
auSschusses . Der Unterricht erfolgt wöchentlich zweimal in je
anderthalb Stunden , einmal vormittags in den ersten Dienst¬
stunden, einmal nachmittags ausserhalb der Dienststunden .
Zum Unterricht haben die Teilnehmer pünktlich zu erscheinen.
Ein Fernbleiben ist nur nach vorher beim Bureaudirektor ein¬
zuholendem Dispens gestattet. Vor Beginn jeder Unterrichts¬
stunde hat der Kursusleiter in der Teilnehmerliste die erschie¬
nenen Kursusteilnehmer zu vermerken. Nach Beendigung dech
Kurses sind die Teilnehmerlisten dem Bureaüdirektor »uit eineist
Gutachten über die von dem betreffenden Kursusleiter bei dest
einzelnen Hörern gemachten Beobachtungen vorzulegen .

Der Plan weist an Unterrichtsstoff auf : Staatsrecht , Organi¬
sation der städtischen Verwaltung , Beamten -, Angestellten- uni»
Arbeiterrecht , Steuern , Etats -, Rechnungs - und Kastenwesen^
Armen - , Wohlfahrts - und Jugendpflege , Gcsundheits - und
Veterinärwesen , sozialpolitische Gesetzgebung. Gewerbeangele¬
genheiten, Bauwesen , Polizeiwesen , Schulwesen , öffentliche
Arbeitsnachweise, gewerbliche Unternehmungen der Städte ,
Verkehrswesen, kaufmännische Buchführung , bürgerliches Recht ,
Gerichtsverfassung, Prozessrecht, Handelsrecht, Grundlagen der
Volkswirtschaft und der Wirtschaftspolitik. Die Lehrenden find'

der Burcaudirektor , Rechnungsdirektor, ein Magistratsrat . Di-
rektor des Statistischen und Nachrichtenamtes sowie einige Ver-
waltungsMber - und -Inspektoren . Die Teilnehinerzahl be¬
trägt 69. Die Kurse haben am 22 . November 1921 begonnen
und enden vom ersten Kursusteil am 9. November 1922 .

Zu den modernen Aufgaben der Verwaltungen gehörest
derartige Maßnahmen , welche für sie den grossen Vorteil ha-



| d„ , datz ft« einen gut dnrchgevildeten und auch über di«
« eueren Fragen auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens
orientierten und damit nicht zuletzt wesentlich aufgeklärten
» nd interessierten Beamtenstab zur Verfügung stellen, der den
Verwaltungen damit wieder zum Nutzen in jeder Weise sein
lau ».

Dolitiscbe Neuigkeiten.
Die Neugliederung der Länder .

Mit großer Mehrheit ist dieser Tage vom Reichsrat der Ge¬
setzentwurf zur Ausführung de» Artikels 18 der Reichtsv ^rfas .
fang (Neugliederung von Ländern ) angenontmen worden . Rach
Ansicht des Reichsratsausschusses bedarf der Artikel einer be¬
sonderen Ausführungsvorschrift nur insofern , als es sich um
sii - Bolksinitiative selbst handelt . Das Verlangen muß aus
dein Volk selbst hervorgehe » . Und lediglich für eine Forderung
des Volkes ist es notwendig , besondere Vorschriften zu treffen ,
nicht aber darüber , wie die Reichsregierung , wenn sie m Aus¬
führung des Artikels 18 an den Erlaß eines Gesetzes heran -,
geht , sich möglichst in Übereinstimmung mit dem Vo «t'swi » c«
hält . Hierfür stehen ihr andere Mittel zur Verfügung . Es
ist lediglich ( so betont der Äusschußbericht ) Aufgabe des A,s -
führungsges «tzes , zu bestimmen , wst sestgestellt werde . , soll,
daß der BvltswiUen eine Gebietsänderung fordert . Darum
wäre es vielleicht richtiger gewesen , das Ausführ -rngsgesch nur
als Ausführungsgesetz oer Absätze i bis 6 des Artikels 18 zu
bezeichnen . Die Ausschüsse sehen aber davon ab,, um keinen
Zweifel darüber auftompnen zu lassen, daß auch nach ihrer
Auffassung die Vorschriften des Artikels 18 als einheitliches
jblanzeS anzusehen sind und der gesamt« Artikel ei , es wettc -
nen Ausführungsgesetzes nicht bedarf .

Der Gesetzentwurf lehnt sich an das Gesetz über den Volks¬
entscheid au und trifft nur da besondere Bestimmungen , wo
einzelne Abweichungen erforderlich erscheinen . Er führt für
die Bekundung des Bolkswillens drei Abschnitte des Verfah¬
rens ein : die Zulassung , die Eintragung , die Abstimmung ,
Das Zulassungsverfahren ist erforderlich, iamit das Eintra¬
gungsverfahren , das besondere Feststellungen verlangt und mit
Zeitaufwand und Umständen verbunden ist, nicht willkürlich \ t
die Wege geleitet wird, sondern auf Grund der begründeten
Erwartung , daß für die Um-gsi 'g «cni -g eine hinreichende Volks¬
stimmung vorhanden . Die Zulassung , st so geregelt , daß 5,‘iGO
Stimmen ausreichen sollen , um eine Einleitung 'ws Ei .nlra -
gungsverfahrens zu ermöglichen . Sind diese 5000 Stimmen
aufgebracht oder ein gleichwertiger Antrag seitens des Vereins .
Vorstandes gestellt / braut vollzieht sich in den Gemeinden die
Eintragung in die beim Gemeindevorsteher auszulegeiisen
Listen . Wenn sestgestellt wird , daß mindestens ein Drittel der
wahlberechtigten Gemeindemitglieder die Umglicderuug ver¬
langt , so ist die Vorbedingung für eine Abstimmung geschaf¬
fen , die sich nach den grundlegenden Regeln der Re 'chstags -
wahl vollzieht .

Die Reichsregierung steht auf dem Standpunkt , üf .ß auch
,ste selbst in der Lage sein muß , eine Abstimmung berbeizu -

‘fftbu 'it. Von den Ausschüssen ist das jedoch abgelehat worden .
^ Maßgebend war dabei , daß durch ein ordnungsmäßiges Ver¬
fahren die Kundgebung des Willens der Bevölkerung zu

l sichern sei . Auch die Reichsregierung müsse sich in die für die
förmliche Bolksäbsiimmung geltenden Vorschriften einstigen ,

-namentlich wenn nicht in allen Gebietsteilen ein zustirmnende »
-Votum zustande komme. Ern solches Verfahren müsse als er¬
folglos gelten . Es dürfe der Regieruirg nicht die Möglichkeit
gelassen werden , ihrerseits in dem verkleinerten Gebiet das
Mstimmungsverfahren fortzusetzen . Mft dieser Beschränkung
war die Reichsregierung nicht einverstanden . Die Ausschüsse
stnd den Darlegungen der Regierung nicht gefolgt , sondern
haben die Bestimmung ausgenommen , wonach ein von der
Reichsregierung eingeleitetes Verfahren einzustellen ist, wenn
auch nur in einem der betreffenden Gebietsteile die nötige
Zahl der Unterschriften oder Stimmen nicht aufgekommen ist.
Sollte neben dem Hauptantrag ein Nebenantrag gestellt sein »
der die nötige Stimmenzahl auf sich vereinigte , so kann natür¬
lich ein diesen Antrag betreffendes Verfahren weitergeführt
werden .

Abstimmungsberechtigt soll sein , wer Reichstagswähler ist
wnd an dem betreffenden Orte seinen Wohnsitz hat . Sonst
soll stimmberechtigt nur derjenige sein , der miindestens ein
Jahr sich an dem betreffenden Ort aufgehalten hat . Der Vor¬
schlag der Reichsregierung , daß in Gebieten von nicht mehr
als 30000 Einwohnern das . Zulassungs - und Eintragnngsver -

■fahren zusammengelegt werden könnte, wurde von den Aus¬
schützen abgelehnt . Als Frist für die Wiederholung einer Ab¬
stimmung , die einmal erfolglos verlaufen ist, hatte die Re¬
gierung fünf Jahre vorgeschlagen . Die Ausschüsse beschlossen,
lum nicht nach verhältnismäßig kurzer Zeit erneute Beunruhi¬
gung in die Bevölkerung hineinzutragen , eine zehnjährige La .
renzfrist . Während ferner die Regierung den Reichstagswahl¬
ausschuß mit der Prüfung und Feststellung des Stimmener¬
gebnisses beauftragen wollte , haben die Ausschüsse sich für das
Wahlprüfungsgericht entschieden. Auch dieses Ausführungs¬
gesetz wird noch eine weitere Ausführungsverordnung erfor¬
derlich machen. Dabei werden die Länder eine entsprechende
Mitwirkung , des Reichsrates verlangen . Das Plenum des
Reichsrates trat sämtlichen Beschlüssen seiner Ausschüsse bei.
Di « Reichsregierung behielt sich vor , ihre abweichende Meinung
dem Reichstag gegenüber zur Geltung zu bringen .

Kurze polit. Nacbrlcbten .
* Der Papst hat den bisherigen Kardinalst « atSsekretär

Gasparri zu seinem Staatssekretär ernannt .

Der Voranschlag der Stadt
Karlsruhe tür das Iadr X92V22
schließt mit einem ungedeckten Aufwand von 33 601 752 M . ab.
Zu dessen Abgleichung sollen nach einem Beschluß des Stadt -
rats auf Grund des 8 2 des Badischen Steuerverteilungsge¬
setzes vom 4. August 1021 und der 88 53 ff . des Grund - und
Gewerbesteuergesetzes vom gleichen Tage aus dem für das
Rechnungsjahr 1921 zur Veranlagung kommende Grund - und
Gewerbevermögen folgende Gemeindesteuern erhoben werden :
Von je 100 M . Steuerwert : a ) der Gebäude und des gewerb¬
lichen und lcmd- und forstwirtschaftlichen Betriebsvermögens
2,44 M ., t>) der einzeln geschätzten Grundstücke 3,66 M ., c} der
klassifizierten und diesen gleichnuachtenden Grundstücke und de»
Waldes 4,88 M . Den Fälligkeitstag dieser Gemeindesteuern
soll der Stadtrat bestimmen .

Unter dem Vorbehalt der Anrechnung auf die hiernach fest»
zustellende Gemeindesteuerschuld soll gemäß 8 1 des Gesetzes
dom 23. Mai 1021 über die Besteuerung des Liegenschafts -

trafe Betriebsvermögens in den Rechnungsjahren 1020 und
1021 iw Nachtrag zum Gemeindebeschluß vom 15. Juli 1021
eine wettere vorläufige Umlage von 44 Pf . für je 100 M . der
auf Grund der bisherigen Gesetze für das Rechnungsjahr 1930
veranlagten Sreuerwerte des Liegenschafts - und Betriebsver¬
mögens erhaben werden . Diese vorläufige Steuer wird in
ihrem vollen Betrag am 15. Februar 1022 fällig .

Dem Ersuchen an den Dürgerausschutz , um Genehmigung
seiner Zustimmung zu den stadträtlichen Vorschlägen , ist fol¬
gende Begründung beigegeben :

Wie im vorigen Rechnungsjahre sind auch im laufenden
spiunghaftes Ansteigen der Ausgaben einerseits und weitge¬
hende Unsicherheit der Einnahmen andererseits die Kennzei¬
chen der Firtanzlage der Städte und damit auch der Stadt
Karlsruhe geblieben . Nach vorübergehendem Stillstand im
Frühsommer des Jahres 1921 ist im Hochsommer die Teue¬
rungswelle erneut in Bewegung gekommen und hat da»
deutsche Wirtschaftsleben in einem nie geahnten Umfange
überflutet . Mehrfache Gehalts - und Lohnerhöhungen der
städtischen Angestellten in Anpassung an die entsprechenden
Sätze der Reichsangestellten und eine fortschreitende Verteue¬
rung der Materialpreisc waren die Folge . Einem Gesamt¬
jahresauswand an Beamte » gehalten und Arbeiterlöhnen v»n
58 565 000 M. nach dem Stande vom Juli 1921 steht trotz der
Verringerung der Personenzahl im Januar 1022 eine Jahres -
ausgade von 101 790 600 M . gegenüber ; es bedeutet dies eine
Steigerung , m 78,8 Prozent .

Die Unsicigerheit der Einnahmen andererseits hat ihren
Grund itt de» Unstetigkeit der Steuergesetzgebung » nd der Un¬
gewißheit ihres finanziellen Ergebnisses für die Städte . Zwar
find im laufenden Jahre zwei für die Wirtschaft der Gemein¬
de » sehr wichtige Gesetzeswerkc zum Abschluß gekommen . Das
erste ist das sogenannte Steuerverteilungsgesetz vom 4 . Au¬
gust 1021, das neben der Festsetzung des Anteils von Staat
und Gemeinde an der Reichseinkommensteuer eine Neurcge -
luttfl der Verteilung der Schullast auf Staat und Gemeinde
gebracht hat. Der vom Gesetzgeber für die Verteilung des
Einkommensteueranteils gewählte Maßstab , der für den staat¬
lichen Anteil das Aufkommen des Landes aus allen direkten
Steuern einschließlich der außerordentlichen Zuschläge im Jahre
1910 maßgebend sein läßt , während er auf der Seite der Ge¬
meinden nur die Umlagen aus dem Einkommen und dem
Kapitalvermögen , also nicht auch aus dem Grurtd - und Be¬
it iebsvcr mögen berücksichtigt , entspricht nicht ganz den Erwar¬
tungen der Ekemeinden und auch wohl nicht der Billigkeit . Das¬
selbe muß von der Regelung der Schullastenverteilung gesagt
werden . Zwar hat der Staat von den persönlicheit Ausgaben
für die Volksschulen den nach dem Schulgesetz gebotenen Auf¬
wand übernommen und dies bedeutet auch für die Städte der
Städteordnung eine nennenswerte Entlastung , die nach dem
Voranschlag auf 4,7 Millionen M . anzunehmen ist (vgl . dazu
die Erläuterungen in den Einzelvoranschlägen ) . Immerhin
bleibt nach diesem Maßstabe noch die Hälfte des persönlichen
Aufwandes der hiesigen Volksschulen der Stadt zur Last, wäh¬
rend in kleineren Gemeinden die ganze Volksschullast außer
den fachlichen Ausgaben auf den Staat übergegangen ist. Bei
den Mittelschulen ist durch die Halbierung der persönichen Auf¬
wendungen zwischen Staat und Gemeinde die Lage der Städte
gegen früher verschlechtert. Dagegen ermäßigt das Verteilungs¬
gesetz die Lasten der Gemeinden an den Kreis durch die Be¬
schränkung auf fünf Viertel der im Jahre 1010 erhobenen
Kreisumlage aus Einkommen und Kapitalvermögen , nötigt
ans der anderen Seite fteilich die Gemeinden , ab 1 . April 1922
15 Prozent der Einnahmen aus der Lustbarkeiissteuer an die
Kreise abzuführen , «ine Maßnahme , die naturgemäß vorwie¬
gend die Aädte trifft .

Wie groß nun aber der Anteil der Stadt Karlsruhe an der
Einkommensteuer auf Grund des Verteilungsgesetzes tatsäch¬
lich sein wird , läßt sich auch nicht annähernd angeben , da di»
Veranlagung für das Jahr 1920 noch nicht einmal abgeschlossen
ist und ferner die mehrfachen Änderungen an dem Einkommen¬
steuergesetz jede Wersicht nehmen .

Wichtige Neuerungen brachte ferner die Neuregelung der
Grund , und Gewerbesteuer . Sie ersetzt zunächst den bisher
für Liegenschafts- und Betriebsvermögen einheitlichen Ge¬
meindesteuerfuß durch eine Abstufung die zwischen dem einfa¬
chen und dem doppelten Ansatz schwankt. Für die städtischen
Verhältnisse wird ferner die Änderung der Betriebsvermögens¬
besteuerung , vor allem die erweiterte Freigrenze (5000 M .
statt 1000 M .h die Einführung von Stcuermätzigungen bis
zum Höchstbetrag von 80 000 M . und die Neugestaltung der
progressiven prozentualen Zuschläge zu dem Schätzungswerte
(bisher beginnend bei 50 000 M . mit 10 Prozent und endigend
bei 400 000 M . mit 65 Prozent , jetzt beginnend bei 200 000
Mark und endigend bei 2 500 000 M . ) von einschneidender Be¬
deutung sein . Auch hier läßt sich aber die Wirkung dieser
Änderungen noch nicht übersehen, da die Veranlagung auf
Grund des neuen Gesetzes noch nicht vorgenommen , ja die
dazu notwendige Vollzugsverordnung noch iticht einmal er¬
lassen ist.

Gänzlich unsicher sind die Grundlagen für die Berechnung
der Einkünfte aus den Reichssteuern . Die Reichsfinanzreform
ist ja noch iu vollem Flusse . Die mehrmalige einschneidende
Änderung der Reichseinkommensteuer (Novelle vom 24 . März
1921 und 20 . Dezember 1921 ) , über deren Wirkung uns keiner¬
lei verläßliches Material vorliegt , sind bereits erwähnt . Ebenso
ist noch nicht geklärt, in welchem Umfange die Geineinden für
die ihnen entzogene Steuer aus den steuerfreien Einkomrnens -
teilen entschädigt werden . Ferner steht eine Änderung des
Umsatzsteuergesetzes in naher Aussicht, die Wirkungen für den
Anteil der Gemeinden haben wird . Wie man hört, ist endlich
das Landessteuergesetz in einer Umarbeitung begriffen . Die
Gemeinden haben ihrerseits auf dem deutschen Städtetag dazu
eine Reihe von Anträgen gestellt , die eine Erhöhung ihres
Anteils an den Reichsfteuern bezwecken. Ob eine Besserung
für die Gemeinden erreicht, und ob sie insbeisondere auf das
lausende Rechnungsjahr Einfluß haben wird , steht dahin .

ES ist wohl einleuchtend , daß diese Umstände die Aufstellung
eines Voranschlags erheblich erschweren, ja fast unmöglich ma¬
chen. Was heute gilt , ist morgen schon überholt . Eine einiger¬
maßen zuverläßliche Voraussicht der künftigen Entwicklung ,
die doch eigentlich die Voraussetzung der Aufftellung eines
Voranschlags ist, ist selbst nur für kurze Fristen ausgeschlossen .
So kann auch der bisherige Voranschlag trotz seiner späten
Vorlage keinen Anspruch auf Genauigkeit erheben . Die Ab¬
sicht , durch Zuwarten eine sicherere Grundlage für die Auf¬
stellung der einzelnen Positionen zu gewinnen , hat nicht zum
Ziele geführt . Gegenüber den täglich sich vollziehenden Ände¬
rungen blieb schließlich, um überhaupt zu einem Abschlüsse zu
kommen» nichts übrig, als den Stand eines bestimmten Augen¬
blicks zu wählen und zur Darstellung zu bringen , wie sich nach
den zu dieser Zeit vorliegenden Tatsachen der Ablauf des Wirt¬
schaftsjahres vermutlich gestalten wird . Als solcher Stichtag
wurde Ende September gewählt .

Unberücksichtigt blieben mithin , von den unter noch zu be¬
handelnden Ausnahmen abgesehen , in dem Voranschlag alle
Veränderungen , die sich seit dem 1. Oktober 1921 vollzogen ha-
ben, also vor allem die seitdem eingetretenen , dem Dürgeraus -

sihnß nur Einzelvorlagen bekannten Lohn- und Gehaltser¬
höhungen und die seitdem vollzogenen Änderungen der Ge¬
bühren und Tarife . Wenn der Stadtrat trotzdem die > «-
» ah« e wagt , daß im Endergebnis di « vorgesehenen Deckungs -
Mittel hinrrichen werden , um de« tatsächlich entstehenden Fehl¬
betrag «nszugleichen , s, geht er dabei von der Zusag « aus ,die die Reichsregierung anläßlich der Beratung des Gesetz«!
über dir Neuregelung der Reichsbeamtengehälter ab 1 . Oktabe».1821 im Reichstag abgegeben hat. Es ist darin zunächst der
Erwartung Raum gegeben , daß der Mehrbetrag der Gemein¬
den für Besoldungszwecke in Anpassung ihrer Gehaltsrege¬
lung an diejenige des Reiches durch einen , diese Mehrausga¬ben ersetzenden Teil der Mehreinnahmen gedeckt werden wird ;weiter ist aber ausgesprochen , daß wenn diese Erwartung nicht
zutreffen sollte , und die Länder den Geineinden deshalb die
erforderlichen Zuschüsse gewähren , das Reich sich an diesen Zu -
schüffen beteiligen wird, und das Wort ..beteiligen " ist in einer
weiteren Erläuterung dahin ausgelegt , daß auch die Über¬
nahme deS ganzen Fehlbetrags durch das Reich in Frage kam .
men kann . Nun hat zwar die Badische Regierung die Gewäh¬
rung solcher endgültiger Zuschüsse nicht zugesagl . Angesichts
dieser Rückdeckung durch das Reich darf aber erwartet werden ,daß das Land sich dazu bereit erklärt, umsomehr , als offenbar
auch das Land mit einem erheblichen Mehrerträgnis der Ein ,
kommenS - und Körperschaftssteueranteile rechnet. Jedenfalls
hat es zunächst die Gewährung von Borschüffen zugesagt , und
die Stadt Karlsruhe hat solche in der angeforderten Höhe fürdie Zeit bis 31 . März 1922 teils erhalten , teils sind sie ihr in
Aussicht gestellt . Die von den Gemeinden für solche Zuschüsseetwa zu schaffende Voraussetzung „einer vorsichtigen « nd de»
gemeinsamen Notlage Rechnung tragenden Aufstellung de»
Haushaltsplanes " dürften von seiten d«r Stadt Karlsruhe er-
ficllt sein .

Wird man aber hoffen können, daß solche Zuschüsse gewährtwerden , so dürste damit die Ausgleichung der im Voranschlag
nicht berücksichtigten Mehrausgaben seit 1 . Oktober 1921 ge-
sichert sein .

' Denn , wenn auch die Zuschußzusage des Reichs
ntcht die Mehrausgaben an Arbeiterlöhncn und sachlichem
Aufwand mit einschließt, bezüglich dieser, soweit sie gebühren ,
pfltchttge Leistungen betreffen , es den Gemeinden vielntehr
anheim gegeben ist, den erforderlichen Ausgleich durch Er-
Höhung der Gebühren und Entgelte zu sucben, so hat ja die
Stadtverwaltung die erforderlichen Maßnahmen getroffen undes darf erwartet werden , daß bei der Prüfung der Frage ,welcher Teil der neuen Beamtengehälter durch den vermutli¬
chen erhöhten Anteil an den Reichssteuern gedeckt werden kann ,die Steigerung auch dieser Ausgaben , soweit ein Ersatz durch!
Gebühren und Entgelte dafür nicht in Frage kommen kann ,oder die möglichen Gebührcnerhöhungen zu ihrer Deckung nich«
ausreichen , gebührend berücksichtigt werden wird.

Zwei Ausnahmen von der Verweisung der Mehrausgabe »,der- Stadt ab 1 . Oktober 1921 auf etwaige Zuschüsse des Lau .des oder Reiches mußten ^ allerdings aemacht werden , nämlich :
a ) bezüglich der infolge der Mehrausgaben ab 1 . Oktober

zu erwartenden Steigerung des Zuschusses der Stadt zumLandestheater von 2 250 000 M . auf 2 750 000 M . undb ) bezüglich der durch die Einreihung Karlsruhes in die
Ortsklasse A ab 1 . April 1920 notwendigen Nachzahlungvon 7 420 970 M .

■o “ » taui von ocr Mi 0i>cyen Negierung aus¬
drücklich mitgeteilt worden, daß dafür Zuschüsse des Reiche»und Landes nicht in Aussicht gestellt werden können , sind das¬
selbe wird inan vorsichtigerweise auch hinsichtlich des Anteilsum Defizit des Landesrheaters annehmen müssen. Zur Ge¬
winnung einer genügend sicheren Grundlage für die richtige
Festsetzung der Umlage ist es ader wohl geboten , diese beiden
Betrage zur Deckung im Voranschlag vorzusehen .Mit dem Vorbehalt , der sich aus dem Gesagten ergibt , Wa¬di« Stadtverwaltung bei Aufftellung des Voranschlgs bemüht ,die einzelnen Positionen so genu zu berechnen, als es das vor -
liegende Material , insbesondere über das Ergebnis de» Vor -lahres und den tatsächlichen Ablauf der Hälfte des qegenwär -trgen Wirffchaftsiahres zuließ . (Schluß folgt )

Wadiscbe Neberslcbt .
Kadischer Landtag ,

Der Haushaltsausschuß
wird nunmehr seine Beratungen über den Staatsvoranschlagam nächsten Dienstag , 14. ds . Mts ., aufnehmen , da de«
Eisenbahnerstreik es den auswärts wohnenden Landtagsalbge .
ordneten unmöglich gemacht hatte , in dieser W che hierher zukommen . Nachdem der Streik beendet, treten am Montag auch ,die Fraktionen des Landtags zusammen und die eigent »,
liche Landtagsarbeit beginnt . — Auch andere Kommifsione «
halten notwendige Sitzungen ab .

Vrurze Nachrichten ans Waden .
DZ Todtnau . Wie verlautet , ist in den Holzwerken iw

Todtnau die bestehende Differenz zwischen den » rbeitgrberqund Arbeitnehmern beigelegt .
DZ Aus dem Linzgau . Aus dem Berichte der Kreisver -

waltung Konstanz ist ersichtlich , daß das zum Bau des Killer -
weiherwerks erforderliche Kapital durch Kapitalaufnahme be-
schafft werden wird . Den Kreisgemeinden ist Gelegenheit
gegeben worden , durch Zeichnung von Aktien in beliebige «
Höhe oder durch Darlehen auf Schuldschein nicht unter 10 000
Mark sich an dem beabsichtigten Unternehmen zu beteiligen .
Zeichnungsschluß ist der 35 . Februar . Als Vertreter de«
beiden landwirtschaftlichen Bezirksgenoffenschaften Radolfzell
und Uberlingen werden in den Äufisichtsrat der Linzgau -
A . -G . eintreten : Reichstagsäbgeordneter Dietz-Radolfzell und
Matschreiber Schirrmeister -Sipplingen . Das Kraftwerk stellt
ein vielfaches Millionenoibjekt dar und soll bekanntlich den
ganzen Linzgau mit elektrischer Kraft versorgen . Unab¬
hängig hiervon hat der Bürgerausschuß von Uberlingen dia
ErricHung .eines eigene « Kraftwerkes beschlossen unter Be »
nutzuirg des Andelshofer Weihers aI4 Stauweiher . De «
Kostenaufwand beträgt 15 Millionen Mark. Für dieses Werl
plant man einen Stromaustauschvertrag mit dem Badenwerk .

iDZ Singen , 5 . Feibr . Nunmehr werden auch in Singen
schwächliche Kinder in den Genuß der Quäkerspeisnng kom¬
men . Es handelt sich um ungefähr 200 Kinder . Auch in
Konstanz werden etwa 500 Kinder von dieser menschenfreund¬
lichen Gesellschaft gespeist werden.

Aus der Landeshauptstadt .
* Der Bürgerausschuß begann am Dienstag mit der Be¬

ratung des Voranschlags zum Stadthaushalt für 1921 . (Vgl .
den an anderer Stelle wiedergegebenen Artikel «Der Vor¬
anschlag der Stadt Karlsruhe für 1921/23 .")



EtfcelM . gm Aller M« 58 Jahren ist Geheimer Begatt n»-
««t De . Adolf Setz», her langjährige 2. Beamte he» Geheimen
UabtnettS in Karlsruhe , gestorben. Seyb war iw Jahre t864
in Karlsruhe geboren, wurde 1877 RechtSprakttkanL 1891 Re¬
ferendar . 1898 Sekretär de» Ministerium » teS Grotzh. Hause»,
der Justiz und de» Auswärtigen mit dem Titel LegattonDfekre-
tär . tsi )G kommissarischer . 1886 definitiver Hilfsarbeiter beim
Geh . Kabinett . 1888 Legation »rat mit dem Rang de» Rat »
einer Mittelftelle . 1806 mit dem Rang eine» Ministerialrat »,
1818 Geh . LegationSrat . Am- 16. Mai 1818 trat er in den
Ruhestand .

* Falsche » Gerücht. In den letzten Tagen war da» Gering
»erbrütet , daß die Karlsruher Ärzteschaft in den Streik der
fisenbahnbeamten , durch Verweigerung der ärztlichen Hilfe

an die Streikenden , einareifen wolle. Nach einer Blättermel¬
dung entbehrt jedoch dieses Gerücht jeder Grundlage . Ein Be¬
schluß des Karlsruher Ärztevereins in dieser Hinsicht sei nicht
erfolgt ; er würde auch erst in Frage konnnen, wenn ein all¬
gemeiner bürgerlicher Abwehrstreik eintreten sollte.

1>Z Verbrannt . Vorgestern vormittag spielte der 5 % Jahre
alte Sohn eines in der Leopoldstraße wohnhaften Werk.
führerS , während sich die Mutter in der Küche aushielt , in
seinen» Bette mit Streichhölzern , dies auf dem Nachttisch
standen . Dadurch geriet das Bett in Flammen und da»
Kind zog sich so schwere Brandwunden zu» daß e» noch am
gleichen «Vormittag im Diakonissenhau » gestorben ist.

LandeStbeater . Am Samstag , den 11. Februar wird im
Echat^spiel Grillparzer » Drama »Des Meeres und der Lieb«
Wellen "

, das am Schluß der vorigen Spielzeit neu einstudiert
wurde, wieder in den Spielplan ausgenommen . Die Auffüh¬
rung soll gleichzeitig dem Gedächtnis des 60 . Todestages des
Dichters gewidmet sein . — Äls nächste Erstaufführung geht
eine Woche später , am Samstag , den 18. Februar , da» Legen¬
denspiel „Die St . Jakobsfahrt " von Dietzcnschmied in Szene .

Kadiscke Gemeindesckau .
Zur Lohnbewegung der Gemeindearbeiter .

Die Karlsruher Gemeindearbeiter lehnten dieser Tage in
einer Versammlung das Angebot der Städte als ungenügend
ab . Da auch die Gemeindearbeiter der anderen badischen
Städte abgelehnt haben , wurde von den Organisationen der
Arbeitnehmer der Schlichtungsausschuß Karlsruhe angerufen .
Die Sitzung des Schlichtungsausschuffes fand gestern vormit¬
tag statt und dauerte bi» nachmittags 2 Uhr. Den Arbeitgeber¬
verband (Bereinigung der badischen Städte ) vertrat Geh . Rat
Timme, die Arbeitnehmerorganisationen waren durch die Her.
ren Bürker uns Faßbender vertreten . Nach einer längeren
Aussprache, in der von Arbeitnehmerseite aus die Streikgefahr
hingewiesen wurde, wenn der Arbeitgeberverband den Forde¬
rungen der Arbeitnehmer nicht entgegenkommt, faßte der
Schlichtungsausfchuß unter dem Vorsitz von Landgerichtsdirek¬
tor Schlick folgenden Beschluß:

„Der Schlichtungsausschuß hat sich im Hinblick auf gewisse
Bestimmungen des ReichSmant.' ltacifs für unzuständig erklärt
und den Antragstellern anheim gegeben, sofort die vereinbarte
Schiedsinstanz anzurufen ."

Wie die „B . Pr . " erfährt , haben die Arbeitnehmerorgani¬
sationen noch im Laufe des gestrigen Nachmittags beantragt ,
daß die BrzirksschiedSstelle für kommunale Arbeiterfragen so¬
fort sine Sitzung anberaumt , die bereits für nächsten Don¬
nerstag vorgesehen ist.

DZ Offenburg , 5 . Febr . Der BürgermtSschuß bewilligte
für den weiteren Ausbau de» JndustriegeländeS den Betrag
von 3 Millionen Mark . ~ •

Stsatsanzeiger.
Für das Jahr 1928 find zur « erSffentltchnug der « essannt.

machungen der badischen Justizbehörden auf de« Gebiete der
Rechtspflege die nachfolgend aufgeführten Zeitung «« befttnunt
worden :

l . Bekanntmachungen he» OberlanheSgericht» Karl»rutze4
Karlsruher Zeitung .

II . Bekann '.machungeu der Landgerichte:
1 . Konstanz : Konstauzer Zeitung .
2. WaldShut : Neue Waldshut —St . Blasier Zeitung .
3. Frei bürg : Freiburger Tagespost.
4. Offenburg: Offenburger Zeitung.
5. Karlsruhe: Badiscke Landeszeitung.
6. Mannheim : Mannheimer Tageblatt .
7. Heidelberg : Heidelberger Volkszeitung.
8. MoSbach : Mosbacher Volksblatt .

Hl . Bekanntmachungen der übrige« Justizbehörden in de»
AmtSgertchtSbezirkrn de»

a) Landgerichtsbezirks Konstanz :
1 . Donauefchingen : Donauefchinger Tagblatt .
2. Engen : Hegauer Erzähler .
3 . Konstanz : Konstanzer Zeitung .
4 . Meßkirch: Heuberger Bolksblatt .
5 . Pfullendorf : Pfullendorfer Anzeiger.
6 . Radolfzell : Singener Zeitung .
7 . Stockach : Stockacher Tagblatt .
8 . Überlingen : Seebote .
9. Villingen : Villinger Bolksblatt .

d) Landgerichtsbezirks WaldShut :
1 . Bonndorf : Schwarzwälder Zeitung .
2 . Säckingen : Säckinger Volksblatt .
3 . St . Blasien : Reue Waldshut —St . Blasier Zeitung .
4. Schönau : Wiesentäler Zeitung .
5. Schopfbeim: Markgräfler Tagblatt .
6 . Waldshut : Alb-Bote.

c) Landgerichtsbezirks Freiburg :
1 . Breisach: Breisacher Zeitung .
2. Emmendingen : Breisgauer Nachrichten .
3 . Ettenheim : Ettenheimer Zeitung .
4. Freibnrg : Freiburger Tagespost.
5. Kenzingen : Kenzinger Wochenblatt.
6 . Lörrach : Oberländer Bote.
7. Müllheim : Markgräfler Nachrichten.
8. Neustadt : Echo vom Hochfirst .
9 . Staufen : Stiufener Tagblait .

10. Waldkirch : Waldkircher Bolkszeitung .
d) Landgerichtsbezirks Offenbar - :

1. Achern: Badische Nachrichten .
2. Bühl : Acker- und Bühlerbote .
3 . Gengenbach: Kinzigbote, Schwarzwälder Volksstimme.

Notariat Gengenbach: .Kinzigbote, Offenburger Zeitung .
Notariat Zell a. H. : Schwarzwälder Volksstimm« .

4 . Kehl : Kehler Zeitung .
5. Lahr : Labrer Zeitung .
6. Oberkirch : Renchtalzeitung.
7. Oftenburg : Offenburger Zeitung .
8 . Triberg : Triberger Bote .
9. Wallach: Kinzigtäler .

Notariat Haslach i. K. : Kinzigtäler Nachrichten.
e) Landgerichtsbezirks Karlsruhe .

1 . Baden : Badener Tagblatt .
3 . Breiten : Süddeutsches Bolksblatt .
3 . Bruchsal : Bruchsaler Zeitung .
4 . Durlach : Durlacher Wochenblatt.
5 . Ettlingen : Mittelbadischer Kurier
6 . Gernsbach : Rastatter Zeitung .
7. Karlsruhe: Badische Landeszeitung.

St Pforzheim : PforzHekmer Freie Presse.
8. PhilkppSburg : Bruhreiner Bote.

18. Rastatt : Rastatter Tageblatt .
l) Landgerichtsbezirks Mannheim .

1 . Mannheim : Mannheimer Tageblatt .
2. Schwetzingen: Schwetzinger Zeitung .
8. Weinheim : Weinhermer Anzeiger.

g) Landgerichtsbezirks Heidelberg :
1. Eppingen : Eppinger Zeitung .
8. Heidelberg :

" iselberger Volkszeitung.
8. Sinsheim : sheimer Landbote.
4. WieSloch : Wieslocher Zeitung .

h ) Landgerichtsbezirk » MoSbach :
1. Adelsheim : Bauländer Bote.

* 2. Boxberg : Bauländer Bote.
5. Buchen: Odenwälder . Buchener Anzerger.
4. Eberbach: Eberbacher Zeitung .
5 . Mosbach: MoSbacher Bolksblatt .
6. Neckarbischofsheim : Volksbote.
7 . Tauberbischofsheim : Tauber - und Frankenbote
8. Walldürn : Buchener Volksblatt.
8. Werkheim: Wertheimer Zeitung .
Karlsruhe , den 28. Januar 1922 .

Justizministerium .
Trunk .

Die Errichtung einer neuen Apotheke in Dinglingen betr .
Die persönliche Berechtigung zum Betrieb einer neu zu er¬

richtenden Apotheke in Dinglingen wird zur Bewerbung aus¬
geschrieben . Die Übertragung der Konzesstonauf die Gemeind»
Dinglingen bleibt Vorbehalten.

Bewerbungen sind unter Anschluß der erforderlichen Zeuge
ni' . sse binen 4 Wochen hierher einzureichen.

Karlsruhe , den 3. Februar 1922 .
Ministerium deS Inner «.

Der Ministerialdirektor :
I . A . : Arnsperger . Zeller .

personeller Teil .
Ernennungen, Versetzungen , Zuruhesetzungen ust»

der Planmäßige» Beamten .
Au» dem Bereich de» Ministerium » de» Inner ».

Entlaffe « :
Oberregierungsrat vr . Karl Häußner im ReichSarbeitSmint»

fterium auf Ansuchen.
Ministerium des Kultus und Unterricht».

Ernannt :
Generalsekretär de» De . . . scheu Archäologischen Institute »

Berlin , Professor Dr . Hans Dragendorff , zum ordentlich« »
Professor für klastische Archäologie an der Universität Frei¬
burg .

Planmäßig angestellt :
Laborant Friedrich Bogt bei der Kunsthalle Karlsruhe .

Entlassen :
ordentlicher Professor für klassische Archäologie an der Uni¬

versität Freiburg , 'Dt . Ernst Buschor , auf Ansuchen, ordentli¬
cher Professor für Chemie an der Technischen Hochschule Karls¬
ruhe , De . Paul Pfeiffer » auf Ansuchen .

Zuruhegesetzt:
Reallehrer Dr . Friedrich Hoch am Realproghmnasium in

Säckingen auf Ansuchen bis zur Wiederherstellung keiner Ge¬
sundheit.

Gestorben:
Bezirkstierarzt Karl Feldhasen in Neustadt.
Rechtsanwalt Max Oppenheimer in Karlsruhe .
Gerichtsvollzieher Anton Göpfrich in Pfullendorf .
Gerichtsvollzieher Wendelin Weber in Pforzheim .

Badisches Landestheater .
Donnerstag , 9. Febr . 7—n .

*

1

2

/,10 Uhr Mk . 40-—
Theater -Gemeinde B .V .B . Nr . 3001 —3250

Violeita (La Traviata )
hierauf : Ungarische Tänze .

Morgei
M DtlBOl

Rathaussaa
Morgen, Donnerstag , 9. Februar , 7^/,
BiMomtnUm-Bortraj ) Sr. Girl Häcker;r (Frkt.) W

Die rätselhaften Kräfte der
indischen Yogis und Fakire

I

„ Der Einfluß der Gedankenkraft auf Geist , Seele
und Leibi Die Entwicklung der im Menschen
schlummernden Seelenkr &fte durch geistige Kon¬
zentration “ . Karten zu Mk . jo .—, 8 —, 6. — u . 4 .—

(zuzüglich Steuer ), bei :

Kurt Neufeldt, Waldstr.39

IHIMD - MiM
in bewahrter Güte
und reicher Auswahl
zu angemessenen Preisen
gegen Barzahlung
eder auf Teilzahlung .

Eigene Verkaufsstellen :
KARLSRUHE , Karlfriedrichstr. 22.
FREIBURG , Karlsplatz 36.
BRUCHSAL . Gewerbehalle a. Markt
PFORZHEIM , Theaterstr . 15.
OFFENBURG , Steinstr . 2.
MOSBACH , Hauptstr. 12.
SINGEN a. H ., Scheffelstr. 23.

« .937 KONSTANZ, Rofigartenstr. 31.

BADISCHER BAUBUND I S )
Gemeinnütziger MSbel vertrieb j

TwenhM 5157 Karlsruhe ,m awMwip iatz |

MveM - lW.
Da » staatliche Forstamt

Freiburg versteigert am
Samstag , den 18. Febr .,
vormittag » 11 Uhr, im
Gasthaus zum Nägelesee
in Freiburg die Jagdpacht
im staatlichen Hölltalwald
mit zusamnren 974 Hektar
auf 6 .Jahre 1 . I ( .22/23.
Auskunft durch das Forst -
amt u . die Förster Schäub¬
le und Schlupf in Falken-
steig . L .847 .2 .I

l

Sctlouf .
'

Das Forstantt Gengen.
bach verkauft freihändig
ca . 40 Fstm . Erlenstämme
IV . u . V . Kl. auf dem
Stock aus Doinänenwald
Hüttersbach . Förster Mül¬
ler in Gengenbach-Abts-
herg zeigt das Holz . Ange¬
bote ans Forstamt bis
zum 28. Februar d. I .
erbeten. L.849

des Bad.
~

Forstamte»
Pforzheim xmr Montag ,
den 13. Februar d. I .,
früh 9X Uhr beginnend,
auf dem Seehanse tm Ha.
genschieß aus den Domä¬
nenwaldunyen Distrikt I .
„ Hagenschieß " Abt. 1
. Schulerwrüü " , 67 „Ret-

tersbrunnen ", 103 „Tanz ,
platz" und 104 « Römer»
ftratze" : rund 60 Ster bu¬
chene- und 400 Ster tan »
neues Scheit-, Prügel , u.
Reisholz, 800 Stück tan-
neue Wellen sowie 13
Lose Schlagraum . Händler
ftrrb von bet; Steigerung
ausgeschlossen . Die Zu¬
lassung der Kaufliebhaber
bleibt für di« « bt. 1
„Schulerwald " auf Ein¬
wohner von Pforzheim *.

für die übrigen Abterlun-
gen auf diejenigen von
Eutingen , Kieselbronn u.
Pforzheim beschränkt. Nä¬
here Auskunft durch Fllr -
ster Kramer -Seehaus .

Fürstlich Fürstenbergisches
Forstamt Tiergarten,Douautal
Brennholz - Mjteigerilng
am Donnerstag , den 16.
Februar 1922 , morgens 9
Uhr , inr „Hammer " in
Tiergarten (Bahnlüne
Jnnnendingen —Ulm) aus
den Hutbezirken Krren -
heinstetten u. Tiergarten ,
ca. 220 St . Buchenscheiter
II . Kl., 120 St . III . Kl..
320 St . Wuchen -Scheitrol -
len , 70 St . Buchen-Prü -
gel I . Kl.. 550 St . II . Kl .,
110 St . gemischtes Laub¬
holz, 20 St . Fohren -
Scheiirollen und -Prügel ,
10 St . Fichten-Anbruch-
Rollen, ca. 40 Lose
Schlagwnm (&. T . Stäng -
le -Reisig ) . — Zahlungs¬
frist 4 Wochen . Händler
haben d-ie amtliche Han¬
delserlaubnis vorzuweisen.
— Borzeiger des Holzes:
die Forstwarte Mayer -
Krrenheinstetten u . Fecker
III .-Tirrgartr ». A .6

S«eivs.AWtt .
Meßkirch . 8 .856

In das BereinSregister
Barch I wurde eingetra¬
gen : O .-Z. 6 : Badische ,
Württembergische, Hohen,
zollernsche Jäger -Bereini¬
gung : Der Sitz ist der je¬
weilige Wohnort des 1.
Borstandes . Vorstand :
Heinrich Hipp, Getreide-
Händler in Gutenstein , I.
Vorstand. Siegfried Frank ,
Brauereibesther in Sig¬
maringen , II . Borstand .
Der II . Vorstand führt
nur bei Verhinderung des
I . BorsstmdeSdick Geschäfte.
Meßkirch 30. Jan . 1922 .
Der Gerichtsschreiher de»

Amtsgericht».

Zentral-Güterrcchts -Register für Baden.
BrnchsaL L.809

GüterrechtSregisterein-
trag Band III Seite 11 :

Valentin Kußmann ,
Schmiedmeister in Unter¬
grombach und Franziska
geb . Schedel: Der Ehe¬
mann hat durch Erklärung
vom 28. Januar 1982 das
Recht seiner Ehefrau , in¬
nerhalb ihres häuslichen
Wirkungskreises seine
schäfte für ihn zu besorgen
und ihn zu vertreten , aus¬
geschlossen.
Bruchsal, 38. Jan . 1922.

_ Amtsgericht.
Durlach . Gürerrechtsre -

gister. Eingetragen Bd. II
Seite 493 . Silber », Franz
Anton, Hilfsarbeiter in
Jöhtingen und Frieda ge¬
borene Mössinger. Ver¬
trag vom 24 . Jan . 192A
Gütertrennung . Amtsge¬
richt. 2J1 P
Ettlingen . SL27

Güter rechtsregiÄermin -
trägst Bäuerle , Karl ,
Schuhmacher in ELKngen
undj Sofie geb, Becker .
Der Mann hat da» Recht
der Frau , innechaib ihres
häuslichen jWizMlkgskrer -
ses feine Geschäfte für
ihn zu besorge» und ihn.
zu vertreten , ausgeschlos¬
sen .
Ettlingen , 1 . Febr . 1922.

Bad. AmMgerichck L
Mannheim . £ .859

Alm GüterrechkSregister
Band XIV wurde heute
eingetragen :

1 . Seite 438 : Pil ^ Wik-
Helm , Kunsthändler : und
Amalie geb. Schäfer in
Mannheim . VerinnU vom
2 . Dezember 1981 , Güter¬
trennung .

2. Seite 439: Glatt ,
Karl , Kaufmann , und An¬
tonie geb. Nerz in Mrnu «
heim. Durch Vertrag vom

20 . Januar 1922 ist Er -
rungenschastsgemeinschaft

vereinbart . Borbehaltögut
der Frau ist ihr in 8 3'
verzeichnetes Vermögen,
ferner alles Vermögen,
das sie künftighin noch von
Todeswegen oder mit Rück¬
sicht auf ein künftiges
Erbrecht, durch Schenkung
oder auf sonst irgend eine
Weise noch erwirbt .

3. Seite 440 : Reuschä -
ftr , Hermann , Ingenieur ,
u . Anna geb . Büchner in
Mannheim . Vertrag vom
24 . Januar 1922 , Güter¬
trennung .

4. Seite 441 : Satink ,
Ferdinand , Sattler , und
Elisabeth geb . Rohrer in
Mannheiirr. Vertrag vom
24 . Januar 1922, Güter¬
trennung .

5. Seite 442 : Tschiche»
Gustav, Hilfsarbeiter , und
Magdalena geb. Utzmann
iu Mannheim . Der Mann
hat das der Frau gemäß
8 1357 BGB . zustehende
Recht, innoÄalb ihres
bäuölichen Wrrkung-krei-
ss» die Geschäfte des
M«uueÄ für ihm zu besor¬
gen und ihn zu vertrete »
ansgeschlossea.
Mannheim , 4. Febr . 1922.
Bad . Amtsgericht B.G. 4.

Gengeubach. L .811
Im Güterrechtsregister

Band I Seite 401 wurde
eingetragen : Lehmann ,
Wilhelm, Sägmüller in
Okerharmersbach, u. The¬
resia geborene Schwarz .

Durch Ehevertrag vom
21. Januar 1922 ist Er -
rungenschaftzg^meinschaft

mit Vorbehattsgut der
Ehefrau vereinbart .

Gengeubach,
den 30 . Januar 1922 .
Der Gerichttschreiber des

Amtsgerichts.

Radolfzell. 8 .848
Güterrechtsregisterein¬

trag Band II Seite 397
Ziffer 2 : Brütsch, Kart
Georg , Fabrikarbeiter u.
Landwirt in Randegg und,
dessen Ehefrau Berta ge¬
boren« Breisach. Vertrag
vom 16. Januar 1922, all¬
gemeine Gütergemein¬

schaft nach 8 1437 ff. B.
G .B. Gütertrennung ist
aufgeboben.
Radolfzell, 31 . Jan . 1922 .

Bad. Amtsgericht 1.

Rastatt . 8 .842
In das Güterrechtsregi¬

ster wurde heute eingetra .
gen : Reinstein, Karl ,
Kaufmann , und Luise ge¬
borene Hatz in Rastatt .
Vertrag vom 26 . Januar
1962 . Errungenfchaftsge -
meinschast nach §8 1519
ff . DGB . Bovbehaltsgut ist
das in tz 4 des Vertrag »
beschriebene Vermögen.

Rastatt , 31 . Jan . 1922 .
GerichtSschreiber des

Amtsgerichts .

Stockach. 8 .819
Giütervechtsvegister Bd,

I S . 225. August Becker,
Fabrikarbeiter , und Her¬
mine geb. Keller in Zizen-
hausen . Vertrag vom 3.
Januar 1922 . GütertrenU
nung .
Stockach^ 28. Jan . 1923.

Gertchtsschreiherei
Bad. Amtsgerichts

Schwetzingen. 8 .819
Vereinsregiste reintrag

unter Nr . 22 : „Arbeiter -
Turn - L Sportverein Alt-
i.

'cheim" in Altlußheim .
Schwetzingen,

den 31 . Januar 1922 .
Amtsgericht 2.
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